
#wirsindbereit

Position

Stellungnahme zur  
EU-OWi-Typ-VO
Entwurf einer Verordnung über die Ahndung  
von Zuwiderhandlungen gegen EU-Typ-
genehmigungsvorschriften



1ZWISCHENRESÜMEE ZUM „FIT FOR 55“-PAKET DER EU-KOMMISSION

Einleitung

Im Verband der Automobilindustrie (VDA) haben sich über 675 Unternehmen der Branche – 
Hersteller von Kraftfahrzeugen und deren Motoren, Anhänger, Aufbauten und Container 
sowie Kraftfahrzeugteile und Zubehör – in Deutschland zusammengeschlossen, die als 
umsatzstärkste deutsche Industriebranche und mit rund 833.000 Mitarbeitern ca. 4,7 Mio. 
Pkw in Deutschland – von über 16 Mio. Pkw weltweit – herstellt. Hierzu sind die von unseren 
Mitgliedern erzeugten Nutzfahrzeuge (Lkw und Busse) hinzuzuzählen. Gemeinsam forschen 
und produzieren wir für eine saubere, sichere und nachhaltige Mobilität der Zukunft.

Der VDA begrüßt, dass die Bundesregierung die Umsetzung der europäischen Typgeneh-
migungs- und Marktüberwachungsvorschriften auf eine einheitliche Grundlage stellt. Für die 
Automobilindustrie sind diese Vorschriften von großer praktischer Bedeutung, weil sie den 
Rahmen für die praktische Umsetzung der Anforderungen des EU-Rechts in den Unterneh-
men setzen und ein „level playing field“ in Europa gewährleisten.  Die einschlägigen EU –  
Vorschriften sind unmittelbar anwendbar. Daher sollte sich der Verordnungsgeber darauf 
beschränken, diejenigen Aspekte zu regeln, die für eine verhältnismäßige Durchsetzung 
erforderlich sind. Insbesondere darf das übergeordnete Ziel, Konformität mit der EU (VO) 
2018/858 insbesondere in den Bereichen Sicherheit sowie Gesundheits- und Umweltschutz 
(Erwägungsgrund 57 der EU (VO) 2018/858) zu gewährleisten, nicht aus den Augen verlo-
ren werden. Art. 84 Abs. 2 und 3 der EU (VO) 2018/858 definieren konkrete Verstöße, die 
von den Mitgliedsstaaten zu sanktionieren sind. Die dortige Aufzählung liefert einen guten 
Anhaltspunkt dafür, welche Verstöße wegen ihres Charakters und/oder ihrer Folgen nach 
Auffassung der Kommission sanktionswürdig erscheinen. Der Rechtscharakter dieser explizit 
aufgezählten Verstöße legt nahe, dass es der Kommission um eine vorsätzliche Begehungs-
weise ging, nicht aber darum, Fahrlässigkeit oder gar den einfachen Arbeitsfehler bußgeld
rechtlich zu sanktionieren. Die Aufzählung des Art. 84 Abs. 2 und 3 sollte daher Ausgangs-
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punkt der nationalen Verordnung sein. Demgegenüber ist der derzeit verfolgte Ansatz nicht 
sachgerecht, praktisch jegliche in der EU (VO) 2018/858 enthaltene Handlungs- und Sorg-
faltspflicht für den Fall einer (auch fahrlässigen oder gering(st)fügigen Zuwiderhandlung)  
als Ordnungswidrigkeit auszugestalten.

So ist festzustellen, dass der Verordnungsentwurf neben den Bereichen Sicherheit, Gesund-
heits- und Umweltschutz auch eine hohe Anzahl weiterer produktbezogener Anforderungen 
im Falle der Nichteinhaltung einem Ordnungswidrigkeiten-Regime unterstellt, welches sowohl 
vorsätzlich als auch fahrlässig verwirklicht werden kann. Diese Verbindung der im Einzelnen 
äußerst weit gefassten produktbezogenen Anforderungen mit der im Entwurf durchgängig ent-
haltenen fahrlässigen Begehungsweise führt dazu, dass auch einfache Arbeitsfehler (wie etwa 
eine vergessene Angabe in einer Übereinstimmungsbescheinigung, ein einfacher Applikations-
fehler in einem Türsteuergerät oder aber ein Übertragungsfehler in der Dokumentation zur OBD 
(Summary Table)) tatbestandlich als Ordnungswidrigkeit einzustufen wären. Diese Einstufung 
widerspricht etwa anerkannten arbeitsrechtlichen Grundsätzen zum Umgang mit innerbetrieb-
lich auftretenden Arbeitsfehlern, die nicht auf einer vorsätzlichen bzw. grob fahrlässigen Ver-
haltensweise beruhen (Grundsätze des innerbetrieblichen Schadensausgleichs). Vor diesem 
Hintergrund und in Anbetracht der einzelnen, äußerst weit gefassten objektiven Tatbestands-
merkmale ist das Fahrlässigkeitskonzept des Verordnungsentwurfs zu weit und entspricht nicht 
dem auch in Art. 84 Abs. 1 der EU (VO) 2018/858 verankerten Verhältnismäßigkeitsprinzip.

Sanktionierung von Arbeitsfehlern am Wirtschafts- 
standort Deutschland

Neben den bereits in Ziffer I.1. dargelegten Bedenken gegen eine so weitreichende Sankti-
onierung sehen wir in dem aktuellen Entwurf auch eine Gefährdung für die Attraktivität des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland. Ein regelrecht den gesamten Typgenehmigungsprozess 
sanktionierendes Verordnungsregime ist nicht nur abschreckend für die unternehmerischen 
Marktteilnehmer selbst (finanzielle Risiken/Aufwand). Auch für Deutschland ist ein Arbeits-
markt mit einer gesetzlichen Regelung, die im Bereich der Fahrzeugtypgenehmigung nahezu 
jeden Arbeitsfehler von Arbeitnehmern mit einem Bußgeld bedroht schwierig zu gestalten. 
Die personelle Besetzung von Aufgaben im Bereich Typgenehmigung bzw. Bauteilfreigaben 
würde somit schwer umsetzbar. Wenn jeder Arbeitsschritt einen Arbeitnehmer potentiell zum 
Verursacher von Bußgeldern für seinen Arbeitgeber macht (inkl. interner Rechtfertigungs- 
bzw. Berichtserfordernisse für den Arbeitnehmer, “Bußgang”), dann werden solche Aufgaben 
nur noch schwer von produktiven und auch innovativen Mitarbeitern übernommen werden. Im 
Bereich der Fremdvergabe solcher Typgenehmigungsarbeiten durch Marktteilnehmer, z. B. 
an in Deutschland ansässige Entwicklungsdienstleister, würden sich durch diese Arbeitsfeh-
ler-Sanktionen neue Haftungsrisiken ergeben, die schlussendlich in Fremdvergabekosten 
eingepreist werden müssen und so zu Preissteigerungen bei den Produkten der Marktteilneh-
mer in Deutschland und in der EU beitragen können. Auch aus diesen Überlegungen heraus 
möchten wir einen Quervergleich der hier vom EU Mitgliedsstaat Deutschland entworfenen Sank-
tionsverordnung mit bereits in anderen EU Mitgliedsstaaten bestehenden Sanktionen anregen.
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Zweifel an Einhaltung des verfassungsrechtlichen 
Bestimmtheitsgrundsatzes

Der objektive Tatbestand einzelner Regelungen bleibt unklar, da die in Bezug genommenen 
Vorschriften wie z. B. § 5 Abs. 3 Nr. 3, keine klar konturierten Hinweise dazu enthalten, wann 
eine Handlung „nicht“, „nicht richtig“, „nicht vollständig“ oder „nicht rechtzeitig“ vorgenom-
men wurde. Die in Bezug genommenen Vorgaben sind teilweise sehr weit gefasst und ihre 
Auslegung im Detail vielfach nicht abschließend geklärt. Die Vorschrift ist daher mit Blick auf 
den verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatz nach Art. 103 Abs. 2 GG, nach dem der 
Adressat einer Norm erkennen muss, welches Verhalten untersagt ist, problematisch. Eine 
gefestigte Verwaltungs- oder Rechtsprechungspraxis, die zu größerer Klarheit führen könnte, 
fehlt in weiten Teilen.

1. Anmerkungen zu speziellen Punkten in Paragraph 5:

§ 5 Abs. 3 Nr. 1 [Allgemeine Herstellerpflicht]
Der hier sanktionierte Verstoß gegen die in Art. 13 Abs. 1 der VO (EU) 2018/858 enthaltene 
Globalverweisung stellt – neben § 5 Abs. 1 Nr. 3 lit. f) des Verordnungsentwurfs – einen 
Blankett-Tatbestand dar, der zu weit und unbestimmt gefasst ist. Art. 13 Abs. 1 der VO (EU) 
2018/858 normiert eine grundlegende, allgemeine Pflicht, nach der der Hersteller sicherzu-
stellen hat, dass die Fahrzeuge, Systeme, Bauteile und selbstständigen technischen Einhei-
ten, die sie hergestellt haben und die in Verkehr gebracht oder in Betrieb genommen wurden, 
gemäß den Anforderungen dieser Verordnung, insbesondere des Artikels 5 (der seinerseits 
auf den vollständigen Anhang II der VO (EU) 2018/858 referenziert), hergestellt und geneh-
migt worden sind. Die Pflicht ist derart weit und pauschal gefasst, dass eine Vielzahl der im 
Verordnungsentwurf enthaltenen Bußgeldtatbestände obsolet bzw. doppelt sanktioniert wären 
(dies gilt bspw. für die § 5 Abs. 4 des Verordnungsentwurfs enthaltenen Sanktionen). Auch 
sollten Fälle von Nonkonformitäten ohne oder mit allenfalls geringfügigen Folgewirkungen 
für die geschützten Rechtsgüter von vornherein aus dem Anwendungsbereich der Bußgeld-
vorschrift ausgenommen werden. Eine Sanktionierung auf Basis einer solchen Globalver-
weisung ist, insbesondere mangels Klärung des Verhältnisses der Verstöße untereinander, 
sachwidrig und nicht gerechtfertigt.

Sowohl für diesen Tatbestand wie auch darüber hinaus in genereller Hinsicht mit Blick auf 
den Verordnungsentwurf ist kritisch festzustellen, dass das Rangverhältnis der durch eine 
einzige Pflichtverletzung verwirklichten Bußgeldtatbestände zueinander unklar bleibt. Es ist 
nicht klar, ob und in welchem Umfang Bußgeldtatbestände andere gleichzeitig ausgelöste 
Tatbestände/Sanktionen verdrängen (z. B. durch Spezialität, Subsidiarität oder Konsumtion) 
oder nebeneinander bestehen und sanktioniert werden können, ohne dass ein Tatbestand 
zurücktritt. Hier fehlt eine trennscharfe Abgrenzung der Bußgeldtatbestände.

§ 5 Abs. 1 Nr. 3 lit. f) [GSR II und UN-Regelungen]
Die Bezugnahme auf Art. 4 Abs. 5 der VO (EU) 2019/2144 und die in Anhang II genannten 
UN-Regelungen begründet eine äußerst weitreichende Verweisung auf eine sehr große 
Vielzahl an regulatorischen Detailvorgaben, die spezifische Besonderheiten des Fahrzeug-
regulierungsrechts verkennt. Das Fahrzeugregulierungsrecht stellt – anders als das allge-
meine und spezifische Produktsicherheitsrecht – einen besonders hochregulierten Bereich 
dar, in dem sich Hersteller einem spezifischen und äußerst kleinteiligen Regelungskonzept 
gegenübersehen. Für diesen eng regulierten Bereich ein derart dezidiertes Sanktionskonzept 
vorzusehen, greift in das bisherige Regelungsgefüge der VO (EU) 2018/858 ein und verkennt 
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den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Um diesem hier Rechnung zu tragen, sollte der Tatbe-
stand bestenfalls gestrichen werden. Wenn aber eine so weitreichende und über den Katalog 
des Art. 84 Abs. 2 und 3 VO 2018/858 hinausgehende Sanktionierung erfolgen soll, müsste  
§ 5 Abs. 1 Nr. 3 lit. f) des Verordnungsentwurfs mindestens aber um eine Einschränkung  
ergänzt werden. Eine solche könnte den objektiven Tatbestand auf diejenigen Fälle be-
schränken, in denen eine konkrete Gefahr für die Sicherheit, die Gesundheit oder die  
Umwelt eingetreten ist.

§ 5 Abs. 2 Nr. 15 [Bordbuch]
Bei diesem Sanktionstatbestand ist in spezifischer Weise unklar, wann „eine Information nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht beim Inverkehrbringen oder bei der Inbetriebnahme 
eines Fahrzeugs in dem Benutzerhandbuch“ bereitgestellt wird. Der insoweit in Bezug genom- 
mene Art. 59 Abs. 3 Satz 2 der VO (EU) 2018/858 besagt lediglich, dass die in Abs. 2 genann-
ten Informationen im Benutzerhandbuch bereitzustellen sind. Klarheit vermag dieser Abs. 2 
jedoch nicht zu bringen – die Rede ist von „allen sachdienlichen Informationen“ und „erforderli-
chen Anweisungen“, die lediglich insoweit spezifiziert werden, dass aus diesen alle besonderen 
Nutzungsbedingungen und Nutzungseinschränkungen zu ersehen sind, ohne dass eine klare 
Abgrenzung ersichtlich ist. Die Praxis ist in dieser Hinsicht nicht einheitlich und etwa präzisie-
rende Rechtsprechung ist nicht ersichtlich. Eine derart vage Ausgestaltung kann im Lichte 
des verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgrundsatzes kein taugliches Kriterium für eine 
Sanktionsvorschrift sein.

§ 5 Abs. 2 Nr. 16 und Nr. 17 [Zugang zu RMI/OBD-Daten]
Verfassungsrechtliche Zweifel an der Wahrung des Bestimmtheitsgrundsatzes sind auch in 
Anbetracht der Sanktionsvorschriften betreffend den Zugang zu Reparatur- und Wartungsin-
formationen, OBD-Daten sowie die Bereitstellung derartiger Informationen sowie Fahrzeug- 
OBD-Informationen angezeigt. Inhalt und Umfang der Zugangspflichten sind in der Praxis 
ausfüllungsbedürftig. Dies zeigen auch die jüngsten Vorlagefragen nationaler Gerichte an 
den EuGH, die sich mit einigen Teilaspekten dieser Zugangsverpflichtungen beschäftigen. 
Derartige Rechtsunsicherheiten dürfen nicht zulasten der Wirtschaftsakteure gehen.

§ 5 Abs. 3 Nr. 2 [Produktion in Übereinstimmung mit genehmigtem Typ]
Der in der Verordnungsbegründung vorgesehene Sinn und Zweck des Bußgeldtatbestands 
geht über die in Art. 13 Abs. 6 der VO (EU) 2018/858 geregelte Herstellerpflicht hinaus. Nach 
dieser Pflicht richten Hersteller ein Verfahren ein, um sicherzustellen, dass die Produktion 
stets in Übereinstimmung mit dem genehmigten Typ erfolgt. Maßstab ist damit die Einrich-
tung eines entsprechenden Verfahrens auf Basis internationaler Standards und Audits. “Eine 
Änderung des Verfahrens während der Produktion“ sei nach Ansicht des Verordnungsgebers 
dagegen ein „in der Praxis […] häufig beobachteter Fall“, für den „eine entsprechende Buß-
geldbewehrungsmöglichkeit dringend geboten erschein[e]“ (s. Verordnungsbegründung zu  
§ 5 Abs. 3). Dies geht über den Vorwurf, kein geeignetes Verfahren zur Übereinstimmung der 
Produktion etabliert zu haben, hinaus und verkennt den entsprechenden Sinn und Zweck der 
Herstellerpflicht. Es soll gerade nicht jegliche Veränderung des Produktionsprozesses per se 
untersagt sein, sofern dieser den Rahmen wahrt, der zu Gewährleistung der Konformität der 
Produktion erforderlich ist.
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Ansprechpartner

§ 5 Abs. 4 [sicherstellen]
Die Formulierung „sicherstellen“ ist als Anknüpfungspunkt für den objektiven Tatbestand 
zu weit gefasst. Art. 13 Abs. 5 der VO (EU) 2018/858 sieht eine grundlegende, allgemeine 
Pflicht der Hersteller an die Konstruktion vor, um zu verhindern, dass Fahrzeuge, Systeme, 
Bauteile oder selbstständige technische Einheiten Strategien oder andere Mittel aufwei-
sen, die ihre bei Prüfverfahren gezeigten Leistungen unter Bedingungen, mit denen beim 
normalen Betrieb vernünftigerweise gerechnet werden kann, in einer dieser Verordnung 
zuwiderlaufenden Weise verändern. Der dieser Pflicht und letztlich dem gesamten Rege-
lungsgefüge der VO (EU) 2018/858 immanenten Komplexität sollte in der Formulierung 
Rechnung getragen werden („nicht die erforderlichen Maßnahmen ergreift, um sicherzu
stellen, dass…“ statt „nicht sicherstellt“).
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